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1. Die neue Überbrückungshilfe 
III mit der „Dezemberhilfe“ und 
 der „Neustarthilfe“ für Solo-
selbstständige 
 

Die Überbrückungshilfe II läuft bis zum 

31.12.2020 und kann noch bis 31.1.2021 

beantragt werden. Sie wird als Überbrü-

ckungshilfe III bis Ende Juni 2021 fort-

geführt und erweitert. Unter anderem 

werden die Ansetzbarkeit von Ausgaben 

für Instandhaltung, Modernisierungs-

maßnahmen zur Erfüllung von Hygiene-

maßnahmen oder auch von Kosten für 

Abschreibungen verbessert. Bei der 

Höhe sind anstelle von bislang max. 

50.000 € künftig bis zu max. 200.000 € 

pro Monat Betriebskostenerstattung 

möglich. Verbesserungen gibt es auch bei 

der Förderung der Reisebranche bzw. der 

Kultur. 

 

Die Dezemberhilfe folgt der November-

hilfe in Art und Ausgestaltung und för-

dert Unternehmen, Selbstständige und 

Vereine/Einrichtungen, die von den tem-

porären Schließungen erfasst sind. Dazu 

gehören auch Hotelbetriebe und Unter-

nehmen, die von den Maßnahmen indi-

rekt betroffen sind. Gefördert werden bis 

zu 75 % des Vergleichsumsatzes im Jahr 

2019 für den Zeitraum der Schließung. 

 

Die neue Überbrückungshilfe III enthält 

auch die sog. „Neustarthilfe“ für So-

loselbssttständige. Dazu wird die bishe-

rige Erstattung von Fixkosten ergänzt um 

eine einmalige Betriebskostenpauschale 

(Neustarthilfe). Sie beträgt – unter weite-

ren Voraussetzungen – bis zu 5.000 € für 

den Zeitraum bis Ende Juni 2021 als steu-
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erbarer Zuschuss. Damit können Solo-

selbständige einmalig 25 % des Umsat-

zes des entsprechenden (siebenmonati-

gen) Vorkrisenzeitraums 2019 erhalten. 

Die Anträge können nach Programmstart 

im neuen Jahr gestellt werden. Sie wird 

aufgrund ihrer Zweckbindung nicht auf 

Leistungen der Grundsicherung u.Ä. an-

gerechnet.  

 

 
2. Vereinfachter Zugang zur 
Grundsicherung verlängert 
 

Die Regelungen zum vereinfachten Zu-

gang zu den Grundsicherungssystemen 

werden über das Jahresende hinaus bis 

zum 31.3.2021 verlängert. Der verein-

fachte Zugang zu den Grundsicherungs-

systemen gilt seit März 2020. Danach 

werden z. B. Wohn- und Heizkosten voll 

anerkannt.  

 

Des Weiteren wurde die Vermögensprü-

fung für 6 Monate ab Bewilligung grund-

sätzlich ausgesetzt. Selbstständig tätige 

Leistungsberechtigte erhalten zudem ihre 

Leistungen nach einem vereinfachten 

Verfahren. 

 

 
3. Sponsoringaufwendungen ei-
nes Freiberuflers als Betriebsaus-
gaben 
 

Sponsoringaufwendungen zählen auch 

bei Freiberuflern als Betriebsausgaben, 

wenn diese zur Förderung von Personen 

oder Organisationen in sportlichen, kul-

turellen oder ähnlichen gesellschaftli-

chen Bereichen eingesetzt werden. Vo-

raussetzung ist, dass der Sponsor als Ge-

genleistung wirtschaftliche Vorteile, die 

insbesondere auch in der Sicherung oder 

Erhöhung des unternehmerischen Anse-

hens liegen können, für sein Unterneh-

men erstrebt oder für Produkte bzw. 

Dienstleistungen seines Unternehmens 

werben will. 

 

In einem vor dem Bundesfinanzhof 

(BFH) verhandelten Fall hatte eine Frei-

berufler GbR jährliche Sponsoringver-

träge abgeschlossen, in denen als Gegen-

leistung mit ihrem auf Kleidungen ge-

worben wurde. Die Aufwendung machte 

sie nebst Darlehenszinsen als Betriebs-

ausgaben bei den Einkünften aus selbst-

ständiger Arbeit geltend. Das zuständige 

Finanzamt erkannte jedoch die Aufwen-

dungen nicht als Betriebsausgaben an. 

 

Der BFH stellte hingegen in seinem Ur-

teil vom 14.7.2020 klar, dass ein Abzug 

von Sponsoringaufwendungen als Be-

triebsausgaben möglich ist. Dies setzt vo-

raus, dass der Sponsoringempfänger öf-

fentlichkeitswirksam auf das Sponsoring 

oder die Produkte bzw. Dienstleistungen 

des Sponsors hinweist und hierdurch für 

Außenstehende eine konkrete Verbin-

dung zu dem Sponsor und seinen Leis-

tungen erkennbar wird. Erfolgt das Spon-

soring durch eine Freiberufler-Personen-

gesellschaft, liegt der erforderliche hin-

reichende Zusammenhang zum Sponsor 

auch dann vor, wenn auf die freiberufli-

che Tätigkeit und Qualifikation der ein-

zelnen Berufsträger hingewiesen wird. 

 

 
4. Elektronische Übermittlung 
der Einkommensteuererklärung 
nur wenn  wirtschaftlich zumut-
bar 
 

Die Online-Abgabe der Einkommensteu-

ererklärung durch Datenfernübertragung 

ist wirtschaftlich unzumutbar, wenn der 

finanzielle Aufwand für die Einrichtung 

und Aufrechterhaltung der technischen 

Möglichkeit dafür in keinem wirtschaft-

lich sinnvollen Verhältnis zu den Ein-

künften steht, die die Pflicht zur elektro-

nischen Erklärungsabgabe auslösen. Das 

entschied der Bundesfinanzhof (BFH) 

mit Urteil vom 16.6.2020. 
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Dieser Entscheidung vorangegangen war 

der Fall eines Steuerpflichtigen mit Ein-

künften aus selbstständiger Arbeit, der 

weder Mitarbeiter und Praxis-/Büro-

räume hatte, noch einen Internetzugang. 

Ab 2017 forderte das Finanzamt (FA) er-

folglos zur elektronischen Übermittlung 

der Einkommensteuererklärung auf. Der 

Steuerpflichtige stellte daraufhin den An-

trag, von der Verpflichtung zur elektroni-

schen Erklärungsabgabe befreit zu wer-

den. Dies lehnte das FA ab.  

 

Der BFH entschied dazu, dass eine Fi-

nanzbehörde auf Antrag die Übermitt-

lung der Steuererklärung durch Daten-

fernübertragung nicht verlangen kann, 

wenn sie für den Steuerpflichtigen wirt-

schaftlich oder persönlich unzumutbar 

ist. Eine Unzumutbarkeit liegt insbeson-

dere vor, wenn die Schaffung der techni-

schen Möglichkeiten für eine Datenfern-

übertragung nur mit einem nicht uner-

heblichen finanziellen Aufwand möglich 

wäre. Dies kann nur unter Berücksichti-

gung der betrieblichen Einkünfte des 

Steuerpflichtigen entschieden werden, 

denn die Härtefallregelung soll 

Kleinstbetriebe privilegieren. 

 

 
5. Kriterien zur Steuerermäßi-
gung bei haushaltsnaher Tätigkeit 
und  Handwerkerleistung  
 

Zur steuerlichen Anerkennung müssen 

haushaltsnahe Dienstleistungen und Hand-

werkerleistungen zweckgebunden mit 

dem entsprechenden Haushalt verknüpft 

sein und in einem unmittelbaren räumli-

chen Zusammenhang stehen.  

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) entschied in 

einem Verfahren am 13.5.2020 zu Un-

gunsten einer Steuerpflichtigen, die die 

Ermäßigung der tariflichen Einkom-

mensteuer bei Aufwendungen für die 

Straßenreinigung als haushaltsnahe 

Dienstleistung sowie für Tischlerarbeiten 

zur Reparatur eines Hoftores als Hand-

werkerleistung beantragte. Das Hoftor 

musste zunächst ausgebaut, in der Tisch-

lerwerkstatt instand gesetzt und anschlie-

ßend wieder auf dem Grundstück der 

Steuerpflichtigen eingebaut werden. 

 

Der BFH lehnte die angestrebte Tarifer-

mäßigung für haushaltsnahe Dienstleis-

tungen und für Handwerkerleistungen ab. 

Beiderlei Dienstleistungen erfordern Tä-

tigkeiten, die dem Haushalt dienen und 

üblicherweise von Familienmitgliedern 

erbracht werden. Sie sind darüber hinaus 

in unmittelbarem räumlichen Zusam-

menhang zum Haushalt durchzuführen. 

Dies ist bei Straßenreinigungsarbeiten 

nicht gegeben.  

 

Auch Handwerkerleistungen für Reno-

vierungs-, Erhaltungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen sind nur begünstigt, 

wenn diese Kriterien erfüllt sind. In der 

Werkstatt des Handwerkers erbrachte 

Leistungen sind hingegen nicht ermäßi-

gungsfähig. Hier empfiehlt der BFH. 

die Arbeitskosten im Wege der Schät-

zung in einen nicht begünstigten 

„Werkstatt-Lohn“ und in einen be-

günstigten „Vor-Ort-Lohn“ aufzutei-

len. 

 

 
6. Veräußerung von „Gold Bul-
lion Securities“ 
 

Unter „Gold Bullion Securities“ versteht 

man unbefristete Schuldverschreibungen 

auf physisches Gold, welche weder zu 

verzinsen sind, noch gibt es eine Endfäl-

ligkeit. Jedes „Gold Bullion Securities“ 

stellt eine Schuldverschreibung auf den 

Erhalt eines genau festgelegten Goldbar-

rens dar. Wer im Besitz eines solchen 

Wertpapieres ist, hat Anspruch auf Aus-

lieferung des Goldes, indem der Vertrag 

gekündigt wird oder lässt das Gold ver-

äußern und sich den Erlös auszahlen.  
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Die Variante der Auszahlung wählte auch 

ein Steuerpflichtiger. Seine „Gold Bul-

lion Securities“ ließ er - nach einem Jahr 

Haltezeit – mit Gewinn veräußern und 

behandelte diesen Betrag als nicht steuer-

bar. Das Finanzamt wiederum sah den 

Gewinn als Einkünfte aus Kapitalvermö-

gen an, hier lägen sonstige Kapitalforde-

rungen vor, welche bisher noch nicht der 

Besteuerung unterlagen. Durch den Ver-

äußerungserlös hat der Steuerpflichtige 

eine Forderung auf eine Geldleistung, 

wie auch bei der Veräußerung von ande-

ren Wertpapieren, die als Kapitalvermö-

gen zu versteuern sind.  

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) ging in sei-

nem Urteil genauer auf die gesetzliche 

Definition der sonstigen Kapitalforde-

rungen ein und begründete dadurch seine 

Entscheidung. Entgegen der vertretenen 

Meinung des Finanzamtes liegen sons-

tige Kapitalforderungen nur dann vor, 

wenn Ansprüche auf Geldleistungen be-

stehen und nicht auf Sachleistungen. Bei 

„Gold Bullion Securities“ hat der Inhaber 

einen Anspruch auf das Gold, was eine 

Sachleistung darstellt. Für den Fall, dass 

statt der Auslieferung des Goldes die 

Auszahlung des Veräußerungsgewinnes 

gewünscht wird, steht trotzdem noch die 

Sachleistung im Vordergrund, sodass bei 

beiden möglichen Varianten keine zu be-

steuernden sonstigen Kapitalforderungen 

vorliegen können. 

 

 

7. Beitragsbemessungsgrenzen, 
Sachbezugswerte und Künstlerso-
zialabgabe für 2021 
 

Mit den neuen Rechengrößen in der So-

zialversicherung werden die für das Ver-

sicherungsrecht sowie für das Beitrags- 

und Leistungsrecht in der Sozialversiche-

rung maßgebenden Grenzen bestimmt. 

Für das Jahr 2021 gelten folgende Re-

chengrößen: 

 

 Arbeitnehmer sind nicht gesetzlich 

krankenversicherungspflichtig, 

wenn sie im Jahr mehr als 64.350 € 

bzw. im Monat mehr als 5.362,50 € 

verdienen. 

 Die Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeiträge werden von jährlich 

höchstens 58.050 € bzw. von monat-

lich höchstens 4.837,50 € berechnet. 

 Die Bemessungsgrenze für die Ren-

ten- und Arbeitslosenversicherung be-

trägt 85.200 € in den alten Bundeslän-

dern (aBL) bzw. 80.400 € in den 

neuen Bundesländern (nBL) im Jahr. 

 Die Renten- und Arbeitslosenversi-

cherungsbeiträge werden von höchs-

tens 7.100 € (aBL) bzw. 6.700 € 

(nBL) monatlich berechnet. 

 Die Bezugsgröße in der Sozialversi-

cherung ist auf 3.290 € (aBL) bzw. 

3.115 € (nBL) monatlich, also 

39.480 € (aBL) bzw. 37.380 € (nBL) 

jährlich festgelegt. 

 Die Geringfügigkeitsgrenze liegt 

weiterhin bei 450 € monatlich.  

 

Der Beitragssatz für die Krankenversi-

cherung beträgt weiterhin 14,6 % (zzgl. 

individueller Zusatzbeitrag je nach Kran-

kenkasse). Der Beitragssatz für die Pfle-

geversicherung bleibt ebenfalls bei 

3,05 % und entsprechend bei Kinderlo-

sen, die das 23. Lebensjahr bereits voll-

endet haben, bei 3,30 %. Auch der Ren-

tenversicherungsbeitragssatz bleibt stabil 

bei 18,6 %, der Beitragssatz für die Ar-

beitslosenversicherung ist – befristet bis 

31.12.2022 – auf 2,4 % gesenkt. 

 

Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- 

und Arbeitslosenversicherung sind – wie 

auch der Zusatzbeitrag, wenn die Kran-

kenversicherungen einen solchen erhe-

ben – seit dem 1.1.2019 wieder je zur 

Hälfte von Arbeitgebern und Beschäftig-

ten zu tragen. Den Beitragszuschlag zur 

Pflegeversicherung für Kinderlose 

(0,25 %) trägt der Arbeitnehmer weiter-

hin allein. Ausnahmen gelten für das 
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Bundesland Sachsen: Hier trägt der Ar-

beitnehmer 2,025 % (bzw. kinderlose Ar-

beitnehmer nach Vollendung des 23. Le-

bensjahres 2,275 %) und der Arbeitgeber 

1,025 % des Beitrags zur Pflegeversiche-

rung. 

 

 Sachbezugswerte: Der Wert für Ver-

pflegung erhöht sich ab 2021 von 

258 € auf 263 € monatlich (Frühstück 

55 €, Mittag- und Abendessen je 

104 €). Demzufolge beträgt der Wert 

für ein Mittag- oder Abendessen 

3,47 € und für ein Frühstück 1,83 €. 

Der Wert für die Unterkunft erhöht 

sich auf 237 €. Bei einer freien Woh-

nung gilt grundsätzlich der ortsübli-

che Mietpreis. Besonderheiten gelten 

für die Aufnahme im Arbeitgeber-

haushalt bzw. für Jugendliche und 

Auszubildende und bei Belegung der 

Unterkunft mit mehreren Beschäftig-

ten. 

 

 Künstlersozialabgabe: Die Künst-

lersozialabgabe wird als Umlage er-

hoben und muss von fast jedem Un-

ternehmen getragen werden, das z. B. 

selbstständige Dienstleister fürs Mar-

keting beauftragt. Der Abgabensatz 

zur Künstlersozialversicherung steigt 

im Jahr 2021 von 4,2 % auf 4,4 %. 

 

 

8. Aufbewahrungsfristen 
 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem 

Schluss des Kalenderjahres, in dem die 

letzte Eintragung in das Buch gemacht, 

das Inventar, die Eröffnungsbilanz, der 

Jahresabschluss oder der Lagebericht 

aufgestellt, der Handels- oder Geschäfts-

brief empfangen oder abgesandt worden 

sind oder der Buchungsbeleg entstanden 

ist. Im Einzelnen können nachfolgend 

aufgezeigte Unterlagen nach dem 

31.12.2020 vernichtet werden:  

 

» Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bü-

cher, Inventare, Bilanzen, Rechnun-

gen und Buchungsbelege (Offene-

Posten-Buchführung) – d. h. Bücher 

mit Eintragung vor dem 1.1.2011, Bi-

lanzen und Inventare, die vor dem 

1.1.2011 aufgestellt sind, sowie Be-

lege mit Buchfunktion. 

» Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: 

Empfangene Handels- und Geschäfts-

briefe sowie Kopien von abgesandten 

Handels- und Geschäftsbriefen, sons-

tige Unterlagen – d. h. Unterlagen und 

Lohnkonten, die vor dem 1.1.2015 

entstanden sind. 

 

* Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch 

nicht endgültig und Rechtsbehelfs- oder 

Klageverfahren anhängig sind. 

 

Bitte beachten Sie! Auch Privatpersonen 

sind verpflichtet, Rechnungen und Be-

lege über steuerpflichtige Leistungen 2 

Jahre lang aufzubewahren. Das gilt für 

Steuerpflichtige, die handwerkliche Ar-

beiten im Haus und am Grundstück – wie 

z. B. bauliche und planerische Leistun-

gen sowie Reinigungs-, Instandhaltungs- 

oder Gartenarbeiten – beauftragt haben. 

Steuerpflichtige, bei denen die positiven 

Überschusseinkünfte mehr als 500.000 € 

betragen, müssen die Aufzeichnungen 

und Unterlagen über die den Überschuss-

einkünften zugrunde liegenden Einnah-

men und Werbungskosten 6 Jahre aufbe-

wahren. 

 
 

9. Bundesregierung beschließt 
verbraucherschützende Änderun-
gen im Darlehensrecht 
 

Die Bundesregierung hat am 18.11.2020 

den vom Justizministerium vorgelegten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Verbraucherdarlehensrechts zur Um-

setzung der Vorgaben aus zwei Urteilen 

des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 

beschlossen. 
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Nach den Änderungen soll ein 

Darlehensnehmer bei vorzeitiger 

Rückzahlung ein Recht auf Ermäßigung 

der Gesamtkosten des Darlehens 

entsprechend der verbleibenden Laufzeit 

des Vertrages haben. Der EuGH hatte 

entschieden, dass diese Ermäßigung auch 

laufzeitunabhängige Kosten – dies sind 

beispielsweise Entgelte der Banken für 

eine einmalig erbrachte Leistung – 

umfasst. 

 

Über das einem Verbraucher zustehende 

14-tägige Widerrufsrecht hat der 

Kreditgeber im Vertrag zu informieren. 

Damit die 14-tägige Widerrufsfrist 

beginnt, müssen die Kreditgeber 

insbesondere wichtige gesetzliche 

Pflichtangaben an die Verbraucher 

übermitteln. Derzeit werden 

Darlehensnehmer hierbei zum Teil auf 

die maßgeblichen Bestimmungen im 

Gesetzestext verwiesen. Die Änderungen 

sehen vor, dass der Kreditgeber künftig 

alle notwendigen Pflichtangaben direkt 

in der Widerrufsinformation aufzählen 

muss. Durch den Abgleich mit den 

vorgelegten Unterlagen können 

Verbraucher dann feststellen, ob und 

wann die Widerspruchsfrist zu laufen 

begonnen hat, ohne noch einmal im 

Gesetz nachschauen zu müssen. 

 

 

10. Kündigung eines Bankdarle-
hens aus wichtigem Grund 
 

Wenn in den Vermögensverhältnissen 

des Darlehensnehmers oder in der 

Werthaltigkeit einer für das Darlehen 

gestellten Sicherheit eine wesentliche 

Verschlechterung eintritt oder 

einzutreten droht, durch die die 

Rückzahlung des Darlehens, auch unter 

Verwertung der Sicherheit, gefährdet 

wird, kann der Darlehensgeber den 

Darlehensvertrag vor Auszahlung des 

Darlehens im Zweifel stets, nach 

Auszahlung fristlos kündigen. Ein 

Überschreiten dieser Wesentlichkeits-

grenze kann jedoch erst dann 

angenommen werden, wenn die 

Prognose ergibt, dass die drohende oder 

eingetretene wirtschaftliche Verschlech-

terung nicht nur vorübergehend ist. 

 

Neben der Prüfung der Vermögens-

verhältnisse hat auch eine Überprüfung 

der vereinbarten Sicherheiten vor dem 

Hintergrund zu erfolgen, ob auch bei der 

Verwertung dieser Sicherheiten der 

Anspruch der Bank gefährdet ist. Ergibt 

diese Überprüfung, dass auf Dauer keine 

Gefahr für die Werthaltigkeit der 

Sicherheiten besteht, kann der 

Darlehensvertrag nicht gekündigt 

werden. 

 

 

11. Angabe in Maklerexposé ist 
keine Beschaffenheitsgarantie 
 

Die Angabe in einem Maklerexposé, ein 

Gebäude sei „mit wenigen Handgriffen 

bereit, neue Besitzer zu beherbergen“ 

stellt keine Beschaffenheitsgarantie 

bezüglich des Wohn- und Sanierungs-

standards dar. Enthält der notarielle 

Kaufvertrag keine Angaben zur 

geschuldeten Beschaffenheit eines 

Grundstücks, kann der Käufer nicht 

davon ausgehen, dass der Verkäufer eine 

solche mit ihm vereinbaren wollte.  

 

Zwar gehören nach dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch zur Sollbeschaffenheit einer 

Kaufsache auch Eigenschaften, die der 

Käufer nach den öffentlichen 

Äußerungen des Verkäufers oder seines 

Gehilfen erwarten darf. Dazu zählen auch 

Angaben in einem vom Verkäufer selbst 

oder von einem Makler erstellten Exposé. 

Die Annahme eines Sachmangels wegen 

des Fehlens einer Eigenschaft der 

Kaufsache, die der Käufer erwarten kann, 

setzt nicht voraus, dass diese Eigenschaft 

in dem notariellen Kaufvertrag 
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Erwähnung findet. Das vom Makler 

erstellte Verkaufsexposé enthält aber 

keine Beschaffenheitsangabe oder -

garantie in diesem Sinne, die zu einer 

Haftung des Maklers für die vom 

Hauskäufer nach dem Erwerb des 

Grundstücks ausgeführten Putz- und 

Elektrikarbeiten führen kann. 

 

Bei der o. g.  Angabe in dem Exposé 

handelt es sich lediglich um eine 

allgemeine Anpreisung des Gebäudes 

ohne konkreten oder näher bestimmbaren 

Aussagegehalt. Es kann nicht als 

konkrete Zustandsbeschreibung 

verstanden werden, mit dem Inhalt, dass 

grundsätzlich keine Renovierungs- und 

Sanierungsarbeiten am Gebäude zur 

Erreichung eines modernen 

Wohnstandards mehr erforderlich sind. 

So enthält das Verkaufsexposé u. a. den 

ausdrücklichen Hinweis darauf, dass der 

Zustand des 1920 errichteten Gebäudes 

renovierungsbedürftig sei. 

 

 

12. Baugenehmigung sperrt na-
turschutzrechtliche Untersa-
gungsverfügung 
 

Zur Errichtung von drei Wohnhäusern 

wurde einem Grundstückseigentümer 

eine Baugenehmigung erteilt. Für das 

Bauvorhaben war es erforderlich, dass 

eine auf dem Grundstück befindliche 

Wallhecke entfernt werden musste. Die 

zuständige Naturschutzbehörde wehrte 

sich mit einer für sofort vollziehbar 

erklärten Untersagungsverfügung gegen 

die Beseitigung der Hecke.  Daraufhin 

stellte der Eigentümer einen Antrag auf 

Eilrechtsschutz gegen die Verfügung. 

Das Verwaltungsgericht Oldenburg wies 

den Antrag zurück. Dagegen richtete sich 

die Beschwerde des Grundstücks-

eigentümers. 

 

Gemäß der „Schlusspunkttheorie“ stellt 

die Baugenehmigung – soweit die 

Prüfpflicht der Bauaufsichtsbehörde 

reicht – eine umfassende öffentlich-

rechtliche Unbedenklichkeitsbeschei-

nigung dar und gibt den Bau frei. Weil 

die Bauaufsichtsbehörde im 

bauaufsichtlichen Verfahren über die 

Baugenehmigung erst entscheiden darf, 

wenn andere Genehmigungen, 

Zustimmungen, Bewilligungen oder 

Erlaubnisse beantragt und erteilt sind, 

geht von einer einmal erteilten 

Baugenehmigung die Feststellungs-

wirkung aus, dass das genehmigte 

Vorhaben sämtliche im Baugeneh-

migungsverfahren zu prüfenden 

öffentlich-rechtlichen Anforderungen 

erfüllt. D. h., es sind auch keine anderen 

Genehmigungen, Zustimmungen, 

Bewilligungen oder Erlaubnisse mehr 

erforderlich. 

 

Die Richter des Oberverwaltungsgerichts 

Lüneburg entschieden am 30.9.2020 

zugunsten des Grundstückseigentümers. 

Die Untere Naturschutzbehörde darf auf 

naturschutzrechtlicher Ermächtigungs-

grundlage keine Maßnahmen gegen den 

Bauherren treffen, die einem Ausnutzen 

der Baugenehmigung entgegenstehen. 

 

 

13. Arbeitnehmereigenschaft von 
„Crowdworkern“ 
 

Die tatsächliche Durchführung von 

Kleinstaufträgen („Mikrojobs“) durch 

Nutzer einer Online-Plattform 

(„Crowdworker“) auf der Grundlage 

einer mit deren Betreiber 

(„Croudsourcer“) getroffenen Rahmen-

vereinbarung kann ergeben, dass die 

rechtliche Beziehung als Arbeits-

verhältnis zu qualifizieren ist. 

 

Dieser Entscheidung des Bundes-

arbeitsgerichts vom 1.12.2020 lag 

folgender Sachverhalt zugrunde: Ein 

Unternehmen kontrolliert im Auftrag 

seiner Kunden die Präsentation von 
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Markenprodukten im Einzelhandel und 

an Tankstellen. Die Kontrolltätigkeiten 

selbst lässt es durch „Crowdworker“ 

ausführen. Deren Aufgabe besteht 

insbesondere darin, Fotos von der 

Warenpräsentation anzufertigen und 

Fragen zur Werbung von Produkten zu 

beantworten. Auf der Grundlage einer 

„Basis-Vereinbarung“ und allgemeiner 

Geschäftsbedingungen bietet das 

Unternehmen die „Mikrojobs“ über eine 

Online-Plattform an. Über einen 

persönlich eingerichteten Account kann 

jeder Nutzer der Online-Plattform auf 

bestimmte Verkaufsstellen bezogene 

Aufträge annehmen, ohne dazu 

vertraglich verpflichtet zu sein. 

Übernimmt der „Crowdworker“ einen 

Auftrag, muss er diesen regelmäßig 

binnen zwei Stunden nach detaillierten 

Vorgaben des „Crowdsourcers“ 

erledigen. 

 

Die Arbeitnehmereigenschaft hängt 

davon ab, ob der Beschäftigte 

weisungsgebundene, fremdbestimmte 

Arbeit in persönlicher Abhängigkeit 

leistet. Zeigt die tatsächliche 

Durchführung eines Vertragsverhältnis-

ses, dass es sich hierbei um ein 

Arbeitsverhältnis handelt, kommt es auf 

die Bezeichnung im Vertrag nicht an.  

 

Die dazu vom Gesetz verlangte 

Gesamtwürdigung aller Umstände kann 

ergeben, dass „Crowdworker“ als 

Arbeitnehmer anzusehen sind. Für ein 

Arbeitsverhältnis spricht es, wenn der 

Auftraggeber die Zusammenarbeit über 

die von ihm betriebene Online-Plattform 

so steuert, dass der Auftragnehmer 

infolgedessen seine Tätigkeit nach Ort, 

Zeit und Inhalt nicht frei gestalten kann. 

 

Im entschiedenen Fall leistete der 

„Crowdworker“ in arbeitnehmer-

typischer Weise weisungsgebundene und 

fremd-bestimmte Arbeit in persönlicher 

Abhängigkeit. Zwar war er vertraglich 

nicht zur Annahme von Angeboten des 

Unternehmens verpflichtet. Die 

Organisationsstruktur der betriebenen 

Online-Plattform war aber darauf 

ausgerichtet, dass über einen Account 

angemeldete und eingearbeitete Nutzer 

kontinuierlich Bündel einfacher, Schritt 

für Schritt vertraglich vorgegebener 

Kleinstaufträge annehmen, um diese 

persönlich zu erledigen.  

 

 

14. Beschäftigung von Leiharbeit-
nehmern bei betriebsbedingter 
Kündigung eines Stammarbeit-
nehmers 
 
Die betriebsbedingte Kündigung von 

Stammarbeitnehmern ist wegen 

alternativer Beschäftigungsmöglich-

keiten unwirksam, wenn der Arbeitgeber 

Leiharbeitnehmer beschäftigt, mit denen 

er ein nicht schwankendes, ständig 

vorhandenes (Sockel-)Arbeitsvolumen 

abdeckt. Dieses entschieden die Richter 

des Landesarbeitsgerichts Köln (LAG) 

am 2.9.2020. 

 

Den Richtern des LAG lag dazu 

folgender Sachverhalt vor: Ein 

Automobilzulieferer beschäftigte neben 

106 Arbeitnehmern auch Leih-

arbeitnehmer. Weil ein Auftraggeber das 

Volumen seiner Autoproduktion 

reduzierte, sprach der Zulieferer wegen 

des dadurch bei ihm entstehenden 

Personalüberhangs fünf Stammarbeit-

nehmern betriebsbedingte Kündigungen 

aus. In den knapp zwei Jahren vor 

Ausspruch der Kündigungen wurden 

sechs Leiharbeitnehmer fortlaufend mit 

nur wenigen Unterbrechungen (etwa zum 

Jahresende oder während der 

Werksferien) im Betrieb eingesetzt. 

 

Die Kündigungsschutzklagen hatten 

Erfolg. Die Richter führten in ihrer 

Begründung aus, dass die gekündigten 

Arbeitnehmer auf den Arbeitsplätzen der 
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Leiharbeitnehmer hätten weiter-

beschäftigt werden können. Diese sind 

als freie Arbeitsplätze anzusehen. 

Leiharbeitnehmer, die fortlaufend 

beschäftigt würden, sind nicht als 

Personalreserve zur Abdeckung von 

Vertretungsbedarf im Unternehmen 

eingesetzt. 

 

 

15. Vergütung von Bereitschafts-
zeiten 
 

Arbeitsbereitschaft ist ebenso wie 

Bereitschaftsdienst eine vergütungs-

pflichtige Arbeitsleistung. Der 

Bereitschaftsdienst muss aber nicht wie 

Vollarbeit vergütet werden. Die 

Arbeitsvertragsparteien können für diese 

Sonderform der Arbeit ein geringeres 

Entgelt als für Vollarbeit vereinbaren. 

 

Dies gilt auch dann, wenn der Bereit-

schaftsdienst zusammen mit der regulä-

ren Arbeitszeit die wöchentliche Höchst-

arbeitszeit des Arbeitszeitgesetzes über-

schreitet. Bereitschaftsdienst, den der Ar-

beitgeber nicht hätte anordnen dürfen und 

den der Arbeitnehmer dennoch leistet, 

bleibt Bereitschaftsdienst und wird nicht 

etwa von selbst zu voller Arbeitsleistung 

mit einem entsprechenden Vergütungs-

anspruch. Hat die Ableistung der Bereit-

schaftsdienste gegen öffentlich-rechtli-

che Arbeitsschutzvorschriften verstoßen 

und waren die zugrundeliegenden Anord-

nungen nichtig, führt dies nicht zur Nich-

tigkeit der Vergütungsvereinbarung. 

 

Die Vorschriften zur Arbeitszeit, den Ru-

hepausen, zur Ruhezeit usw. dienen dem 

Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer und 

sollen ihn vor einer die Gesundheit ge-

fährdenden Überbeanspruchung bewah-

ren. Eine angemessene Vergütung der 

Arbeit wollen sie dagegen nicht sicher-

stellen. Dem Ziel des Gesundheitsschut-

zes steht es grundsätzlich entgegen, fi-

nanzielle Anreize für eine Überschrei-

tung der Arbeitszeitgrenzen zu setzen, in-

dem beispielsweise die geringere Bereit-

schaftsdienstvergütung auf den Stunden-

lohn für Vollarbeit angehoben wird. 

 

 

16. Keine Entziehung des Pflicht-
teils 
 

Wer gesetzlicher Erbe ist – also zum 

Beispiel die Kinder des Erblassers –, aber 

vom Erblasser enterbt wird, kann 

grundsätzlich immer noch den 

sogenannten Pflichtteil beanspruchen. 

Der Pflichtteil ist halb so groß wie der 

gesetzliche Erbteil. Wenn der Erblasser 

also nur ein Kind hinterlässt, das nach der 

gesetzlichen Erbfolge Alleinerbe wäre, 

kann es im Falle der Enterbung immer 

noch die Hälfte des Erbes beanspruchen. 

 

Dieser Grundsatz gilt aber nicht 

uneingeschränkt. Nach dem Gesetz kann 

der Pflichtteil entzogen werden, wenn der 

potenzielle Erbe sich einer schweren 

Straftat gegen den Erblasser oder eine 

diesem nahestehende Person schuldig 

macht – ohne dass eine mehrjährige 

Freiheitsstrafe verhängt werden muss – 

oder wenn er seine Unterhaltspflichten 

gegenüber dem Erblasser böswillig 

verletzt. 

 

 

17. „Düsseldorfer Tabelle“ ab dem 
1.1.2021 
 

Die „Düsseldorfer Tabelle“ ist Richtlinie 

und Hilfsmittel für die Bemessung des 

angemessenen Unterhalts im Sinne des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs und wird von 

allen Oberlandesgerichten zur 

Bestimmung des Kindesunterhalts 

verwendet. Zum 1.1.2021 wurden die 

Regelsätze angepasst und betragen nun 

bei einem Nettoeinkommen des/der 

Unterhaltspflichtigen bis 1.900 €: 
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Dipl.-Kaufmann *** 

Joachim Klemm  
Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater 

 
Dipl.-Kaufmann (FH) 

Eckhardt Giesemann * 
Steuerberater 

 
Dipl.-Finanzwirt (FH) 

Stefan Dierkes, M.R.F ** 
Rechtsanwalt, FA für Steuerrecht, 
FA für Handels- und Gesell-
schaftsrecht, Steuerberater, verei-
digter Buchprüfer 

 
Rainer Wallschlag 
Steuerberater 

 
Ingo Tietjen * 
Steuerberater 

angestellt gem. § 58 StBerG  
 
 
 

Sitz der Gesellschaft: 
26125 Oldenburg 
Wilhelmshavener  
Heerstrasse 50 
T: 0441 / 923100 – 0 
F: 0441 / 923100 – 99 
e-mail: oldenburg@kgjw.de 
 
Zweigniederlassung: 
26817 Rhauderfehn 
Untenende 62 b 
T:  04952 / 56 19  
F:  04952 / 67 77 
e-mail: rhauderfehn@kgjw.de 
 
Zweigniederlassung: 
26789 Leer 
Heisfelder Straße 81 
T: 0491 / 91 20 698-0 
F: 0491 / 91 20 698-99  
e-mail: leer@kgjw.de 
 
www.KGJW.de 
kanzlei@kgjw.de 
 
 
eingetragen im  
Partnerschaftsregister  
des Amtsgerichts  
Hannover Nr. 200534 
 
 

 

*  

 
 

Kooperationen: 
** Kranz, Dierkes & Partner mbB Rechts-

anwälte, Oldenburg 
***ACUS Klemm und Partner mbB Wirt-

schaftsprüfergesellschaft 
 
 

 

  

 

 393 € für Kinder von 0 – 5 Jahren, 

 451 € für Kinder von 6 – 11 Jahren, 

 528 € für Kinder von 12 – 17 Jahren 

und 

 564 € für Kinder ab 18 Jahren. 

 

Die Sätze steigen mit höherem Einkom-

men um bestimmte Prozentsätze. 

 

Die gesamte Tabelle befindet sich auf der 

Internetseite des Oberlandesgerichts 

Düsseldorf unter https://www.olg-

duesseldorf.nrw.de – Schnellzugriff – 

Düsseldorfer Tabelle. 

 

 

  

 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.),  

Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.) 
 
 

11.1.2021 

Sozialversicherungsbeiträge 27.1.2021 

 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 

 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 

Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozent-
punkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Pro-

zentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2020: Oktober = 105,9; September = 105,8; August = 

106,0;  
Juli = 106,1; Juni = 106,6; Mai = 106,0; April = 106,1; 
März = 105,7; Februar = 105,6; Januar = 105,2 
2019: Dezember = 105,8; November = 105,3 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht über-
nommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

https://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/
https://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/
https://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

